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Spätabtreibungen -- Bewährungsprobe für den Rechtsstaat

Norman Weiß
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Ziel dieses kurzen Beitrages ist es, ein
Schlaglicht auf ein Problem zu werfen, das
sehr nachdenklich stimmt.

I. Rechtslage

Gemäß § 218 a Abs. 2 StGB (in der Fassung
von 1995) sind Abtreibungen auch nach
der 22. Schwangerschaftswoche (Grenze in
Abs. 4), sogenannte Spätabtreibungen, un-
ter der Voraussetzung nicht rechtswidrig,
daß „der Abbruch der Schwangerschaft
unter Berücksichtigung der gegenwärtigen und
zukünftigen Lebensverhältnisse der Schwange-
ren nach ärztlicher Erkenntnis angezeigt
ist, um eine Gefahr für das Leben oder die
Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung des körperlichen oder seelischen Gesund-
heitszustandes der Schwangeren abzuwen-
den, und die Gefahr nicht auf eine andere
für sie zumutbare Weise abgewendet wer-
den kann“ (§ 218 a Abs. 2 StGB, Hervorhe-
bungen vom Verfasser).

Als Grund für eine entsprechende Beein-
trächtigung gilt auch eine nicht behebbare
Schädigung des Gesundheitszustandes des
Kindes (= Behinderung). Eine Beratung –
die ja in den anderen Fällen der Abtrei-
bung die Konsequenzen des Tuns aufzei-
gen und über Hilfsmöglichkeiten für den
Fall der Entscheidung für das Kind infor-
mieren soll – ist hier nicht erforderlich.

Gegenüber der bis dahin geltenden Fas-
sung wird damit auf eine Schutzfrist für
das Kind im Falle einer Behinderung (22.
Schwangerschaftswoche) verzichtet. Die
scheinbare Besserstellung des Kindes
durch die Abschaffung der embryopathi-
schen Indikation, die die Neuregelung von
1995 mit sich brachte, hat sich somit in ihr
Gegenteil verkehrt.1

Die Neuregelung des Abtreibungsrechts,
die nach der Wiedervereinigung gemäß
Art. 31 Abs. 4 Einigungsvertrag notwendig
geworden war, sollte gleichzeitig eine er-
bittert geführte gesellschaftliche Diskussi-
on beenden. Der Gesetzgeber strebte nach
einer breiten parlamentarischen Mehrheit
und verabschiedete eine gegenüber der bis
dahin gültigen Fassung deutlich liberali-
sierte Strafnorm. Das Schwangeren- und
Familienhilfegesetz vom 27. Juli 19922

überschritt dabei allerdings die vom
Grundgesetz gezogenen Grenzen.

Das Bundesverfassungsgericht stellte in
seinem zweiten Abtreibungsurteil vom 28.
Mai 19933 dementsprechend die weitge-
hende Verfassungswidrigkeit und Nichtig-
keit des Reformgesetzes fest. Gemäß § 35
BVerfGG traf das Gericht eine Anordnung,
um bis zur Neuregelung durch den Ge-
setzgeber eine grundgesetzkonforme
Rechtslage zu sichern. Diesen Vorgaben
                                                     

1 Wenig überzeugend erscheint vor diesem
Hintergrund der Einwand Hoersters, ein
selektives Abtreibungsrecht stelle noch
längst keine selektive Abtreibungspflicht
dar, und es sei auch keine Zunahme dieser
selektiven Abtreibungen zu erwarten. Vgl.
N. Hoerster, Abtreibung im säkularen Staat,
2. Aufl. 1995, S. 157.

2 BGBl. 1992 I S. 1398.

3 BVerfG E 88, 203.
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folgend, wurde am 29. Juni 1995 das
Schwangeren- und Familienhilfeände-
rungsgesetz4 verabschiedet.

II. Geschehnisse

Den Angaben des Statistischen Bundes-
amtes zufolge wurden im Jahr 2001 insge-
samt 134.964 Schwangerschaftsabbrüche
gemeldet.5 Davon wurden 177 nach der 23.
Woche vorgenommen. Im Vorjahr waren
es noch 154 (bei insgesamt 134.609) gewe-
sen;6 die offiziellen Zahlen verzeichnen
mithin eine Steigerung von 15 %. Da in der
Bundesrepublik Deutschland nicht alle
Schwangerschaftsabbrüche gemeldet und
statistisch erfaßt werden,7 ist tatsächlich
von jeweils höheren Zahlen auszugehen.
Der Vorsitzende des Marburger Bundes,
Frank Montgomery, schätzte die Zahl der
Spätabtreibungen vor einiger Zeit auf rund
800 pro Jahr.8

Die ständig verbesserten Möglichkeiten
der pränatalen Diagnostik führen dazu,
daß zunehmend Risikoschwangerschaften
erkannt werden. Die Möglichkeit einer
späteren Behinderung – beispielsweise im
Falle des Down-Syndroms (Trisomie 21) –
bedeutet heute meist, aber keineswegs aus-
schließlich bereits in einem frühen Stadium
das Ende der Schwangerschaft. Je weiter
die Schwangerschaft fortschreitet, desto
eher werden weitere Risiken oder Fehlbil-
dungen erkannt und oftmals eine Abtrei-
bung durchgeführt.

                                                     

4 BGBl. 1995 I S. 1050.

5 Quelle: Statistisches Bundesamt, siehe:
www.destatis.de/presse/deutsch/pm2002
/p1150093.htm (Stand 4. Oktober 2002).

6 Quelle: Statistisches Bundesamt, siehe:
www.destatis.de/basis/d/gesu/
gesutab3.htm (Stand 4. Oktober 2002).

7 Hierzu die Erläuterungen des Statistischen
Bundesamtes, zu finden unter: www.Tim-
lebt.de/Dokumente/Tim.staterl.html.htm
(Stand 4. Oktober 2002).

8 Vgl. Bericht „Wenn Kinder die Abtreibung
überleben“, in: Ruhrnachrichten vom 26.
Februar 1998.

Aufgrund des fortgeschrittenen Stadiums
der Schwangerschaft geschieht es dann
immer wieder – genaue Zahlen liegen we-
gen der fehlenden Meldepflicht nicht vor,
man schätzt ihre Zahl auf rund einhundert
–, daß ein Kind lebend zur Welt kommt.
Die körperliche Disposition führt dazu,
daß seine Überlebenschancen nicht gerade
hoch sind. Immerhin kann bei Frühgebur-
ten erwünschter Kinder mittlerweile eine
ganze Menge für das Überleben des Kindes
getan werden. Ganz anders stellt sich die
Situation im Falle einer Spätabtreibung
dar, mit der ja ein unerwünschtes Kind
beseitigt werden soll.

Ärzte und Klinikpersonal legen Kinder, die
bei einer Spätabtreibung lebend zur Welt
kommen, häufig im Kreißsaal ab und las-
sen sie in der Erwartung unversorgt, der
Tod trete alsbald ein. Es geschieht aber
auch, daß sie aktiv eingreifen, um das ge-
wünschte Ergebnis – den Tod des Kindes –
zu erreichen.

Um entsprechende Vorkommnisse und
mögliche strafrechtliche Konsequenzen zu
vermeiden, nehmen Ärzte inzwischen eine
gezielte Tötung des Kindes im Mutterleib
vor. Dies geschieht mittels Verabreichung
einer Spritze (Kaliumchlorid) ins Herz des
Kindes.

III. Rechtsfolgen

1. Strafrechtliche Konsequenzen des To-
des der Lebendgeburt

Unlängst hatte das Landgericht Görlitz den
Fall einer „mißlungenen“ Spätabtreibung
zu entscheiden.9 Hier hatte der Chefarzt
der Zittauer Frauenklinik in der 29.
Schwangerschaftswoche eine Abtreibung
nach § 218 a Abs. 2 StGB versucht. Weil
das Kind außerhalb des Mutterleibs noch
zu leben schien, hielt der Arzt ihm Mund
und Nase zu, um es zu ersticken. Im Pro-
                                                     

9 LG Görlitz, Urteil vom 7. Juni 2002, Az. 1
Ks 940 Js 8216/99. Das Revisionsverfahren
ist nach Auskunft des Landgerichts gerade
angelaufen; eine Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs wird nicht vor Ostern 2003
erwartet.
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zeß ließ sich nicht mehr klären, ob das
Kind hieran tatsächlich erstickte oder zu
diesem Zeitpunkt bereits tot war. Deshalb
wurde der Arzt auch nur wegen versuchter
Abtreibung in Tateinheit mit versuchtem
Totschlag verurteilt; das Strafmaß wurde
auf zwei Jahre Strafhaft auf Bewährung
festgesetzt.

Häufiger sind die Fälle, in denen die Kin-
der, wie bereits ausgeführt, unversorgt
liegengelassen werden, bis der Tod eintritt.
Sind die Kinder überlebensfähig, liegt ein-
deutig Tötung durch Unterlassen vor. Die-
se Bewertung kann sich aber auch bei nicht
überlebensfähigen Kindern ergeben, wenn
und weil – wie es geschehen kann – der
Tod nicht erst wegen der mangelnden kör-
perlichen Reife der Kinder eintritt, sondern
(oftmals sehr qualvoll) durch Unterküh-
lung oder Flüssigkeitsmangel beschleunigt
wird.

Ein solcher Fall aus Oldenburg erregte im
Jahr 1997 Aufsehen: Damals kümmerte
sich erst nach rund zehn Stunden Lebens-
kampf jemand um das „liegengelassene“
Neugeborene. Das Kind überlebte zwar,
blieb aufgrund der zu spät eingesetzten
Hilfe jedoch schwerstgeschädigt.10 Gegen
den verantwortlichen Arzt wurde ein Er-
mittlungsverfahren11 eingeleitet, bis heute
aber nicht abgeschlossen.

2. Zivilrechtliche Konsequenzen einer
behinderten Lebendgeburt – das „Kind
als Schaden“12

Kommt ein Kind mit Behinderungen zur
Welt, sieht sich ein Arzt einem nicht uner-
heblichen Haftungsrisiko ausgesetzt: Be-

                                                     

10 www.Tim-lebt.de (besucht am 4. Oktober
2002).

11 StA Oldenburg 1613-6-137 Js 276/98.

12 Da die Geburt und Existenz eines Men-
schen nach zutreffender Ansicht keinen
Schaden im Rechtssinne darstellen kann
(und darf!), steht die Rechtsprechung der
Verwendung dieses polemischen Schlag-
worts kritisch gegenüber. Vgl. nur BGH,
BGHZ 76, 249 (253) und NJW 1995, 1609.

ruht das Unterbleiben eines nach den
Grundsätzen der medizinischen Indikation
gemäß § 218 a Abs. 2 StGB rechtmäßigen
Schwangerschaftsabbruchs auf einem ärzt-
lichen Behandlungsfehler, so kann dies die
Pflicht des Arztes auslösen, den Eltern den
Unterhaltsaufwand für ein Kind, das mit
schweren Behinderungen zur Welt kam, zu
ersetzen.13

Mehrfach ist dies in den vergangenen Jah-
ren höchstrichterlich entschieden wor-
den.14

IV. Perspektiven und Desiderata

Die heutige Rechtslage und ihre ange-
nommene Vereinbarkeit mit dem Grund-
gesetz hat die Diskussion über rechtstheo-
retische Ungereimtheiten und verfassungs-
rechtliche Defizite nicht beendet. Zwar ist
vielfach Ermattung eingetreten, das Thema
erschien – nachdem alles so oft gesagt
worden war – vielen nur noch lästig.

Die Frage der Spätabtreibungen allerdings
wird neuerdings verstärkt mit dem Ziel
diskutiert, generell Abtreibungen nach der
20. Woche nicht mehr zuzulassen.15 So
entschloß sich die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion im März 2002, ihren Antrag „Ver-
meidung von Spätabtreibungen – Hilfen
für Eltern und Kinder“16 auf die Tagesord-
nung zu setzen, nachdem ein interfraktio-
neller Antrag zu diesem Thema nicht zu-
standegekommen war.

                                                     

13 Hierzu: S. Hauberichs, Haftung für neues
Leben im deutschen und englischen Recht,
1998, und: Picker, Schadenersatz für das
unerwünschte Kind, in: AcP 195 (1995),
483ff.

14 Vgl. die in Fn. 12 genannten Entscheidun-
gen sowie S. Engel, Haftung Dritter für die
unerwünschte Geburt eines Kindes, in: ÖJZ
1999, 621ff., mit einer Übersicht über die
deutsche Rechtsprechung.

15 Eine Übersicht über Stellungnahmen pro
und contra findet sich unter: www.Tim-
lebt.de/hintergrund/stellung/index.html
(Stand 4. Oktober 2002).

16 BT-Drs. 14/6635.
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Intention dieses Antrages war es, die Ab-
treibung bereits lebensfähiger Kinder mit
Behinderungen einzudämmen. Dies wurde
damit begründet, daß der Schutz behin-
derten ungeborenen Lebens den verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen nicht
genüge. Es sei zu befürchten, daß Schwan-
gerschaftsabbrüche entgegen der gesetzge-
berischen Erwartung allein wegen der Be-
hinderung des Kindes unter Inanspruch-
nahme der medizinischen Indikation erfol-
gen. Man müsse davon ausgehen, so der
Antrag weiter, daß es auch in einer späte-
ren Phase der Schwangerschaft, in der das
Kind außerhalb des Mutterleibs bereits
lebensfähig wäre, noch zum Abbruch der
Schwangerschaft komme. Daß dem Ge-
setzgeber hierüber keine genauen und dif-
ferenzierten Erkenntnisse vorlägen, beruhe
darauf, daß nach dem Wegfall der em-
bryopathischen Indikation keine statisti-
sche Erfassung dieser Fallgestaltung vor-
gesehen sei. Der Gesetzgeber komme somit
der ihm durch das Bundesverfassungsge-
richt17 auferlegten Beobachtungspflicht
und der aus den Mißständen abzuleiten-
den Pflicht zur Nachbesserung des von
ihm beschlossenen Konzepts zum Lebens-
schutz nicht in ausreichendem Maße
nach.18

Zu den Forderungen des Antrags gehörte
eine Kombination von Pflichtberatung und
pränataler Diagnostik. Erforderlich sei au-
ßerdem eine statistische Auswertung. Der
Gesetzgeber müsse überdies klarstellen,
daß eine Behinderung des Kindes allein
keinen Grund für einen Schwangerschafts-
abbruch nach § 218 a Abs. 2 StGB darstelle.

Am 17. Mai 2002 wurde dieser Antrag ge-
meinsam mit dem Antrag der Regierungs-
fraktionen – „Rechtsanspruch auf Beratung
im Mutterpass zusätzlich festschreiben“19 –
an den federführenden Ausschuß für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend über-
wiesen. Dieser empfahl am 18. Juni 2002
die Ablehnung des Antrags zu den Spät-

                                                     

17 BVerfG E 88, 203 [309].

18 BT-Drs. 14/6635.

19 BT-Drs. 14/9030.

abtreibungen und die Annahme des An-
trags zum Mutterpaß.

Die Mehrheit wandte sich gegen eine
„Zwangsberatung“ und lehnte eine Stati-
stik aus Datenschutzgründen ab. Zwar
wolle niemand eine Abtreibung behinder-
ter Kinder, doch bestehe insoweit kein
weiterer Regelungsbedarf.20

Doch die vorstehend behandelten Fallge-
staltungen zeigen, daß das Thema nach
wie vor erschreckend aktuell ist. Wenn das
Recht in der Kombination des § 218 a Abs.
2 StGB einerseits und der Rechtsprechung
zur Arzthaftung bei mißglückten oder un-
terbliebenen Abtreibungen andererseits
dazu führt, daß gezielte Tötungen vorge-
nommen werden (müssen), um zivil- und
strafrechtliche Konsequenzen zu vermei-
den, ist es um den Rechtsstaat schlimm
bestellt.

                                                     

20 BT-Drs. 14/9494.
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